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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juni 1955 


An den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 142. Sitzung 
am 10. Juni 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 26. Mai 1955 verabschiedeten 

Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen 
Abwanderung 
- Drudksachen 76, 1373 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen Gründen 
einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 10. Juni 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 27. Mai 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Dradki BudidiiKkerei B. Madel. Bonn. Bonner Talweg 100 

Aiiemvertneb: Or. Hans Heger, Bad Godesberg. Rhemailee 2Ü. 
Telefon: 3551 



Anlage 


BUNDESRAT 


Betr.: Gesetz zum Schutz deutsdbien Kulturgutes gegen 
Abwanderung 

l.In § 5 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „ein weiterer Sachver- 
ständiger” ersetzt durch die Worte „zwei weitere Sachverständige”. 

Begründung 

Es wird für notwendig gehalten, bei der Entscheidung im Sach- 
verständigenausschuß des Bundes den Einfluß desjenigen Landes, 
um dessen Kulturgut es sich handelt, möglichst stark zu machen. 

2. § 8 wird wie folgt neu gefaßt: 

8 

Wird die Genehmigung zur Ausfuhr rechtskräftig versagt und ist 
der Eigentümer des geschützten Kulturgutes infolge einer wirt- 
schaftlichen Notlage zum Verkauf gezwungen, so soll die oberste 
Landesbehörde des Landes, in dem sich das Kulturgut befindet, 
einen billigen Ausgleich unter Berücksichtigung der dem § 1 Abs. 3 
entsprechenden Steuervorteile anstreben.” 

Begründung 

Nach § 8 des Gesetzes hat die oberste Landesbehörde einen 
billigen Ausgleich herbeizuführen, wenn die Genehmigung zur 
Ausfuhr verweigert und der Eigentümer infolge einer wirt- 
schaftlichen Notlage zum Verkauf gezwungen ist. Diese Fassung 
legt der obersten Landesbehörde eine bindende Verpflichtung auf. 
Nach dem Schriftlichen Bericht des Ausschusses des Bundestages 
für Kulturpolitik - Drucksache 1373 - hat der Bundestag aber 
eine so weitgehende Verpflichtung nicht festlegen wollen. Den 
Absichten des Bundestages ist daher durch die vorgeschlagene For- 
mulierung besser entsprochen. 

Die Versag^ing der Genehmigung zur Ausfuhr beruht darauf, 
daß es sich bei den in das Verzeichnis eingetragenen Kunstgegen- 
ständen um national wertvolles Kulturgut handelt. Diese Eigen- 
schaft begründet auch die in § 1 Abs. 3 vorgesehenen Begünsti- 
gungen bei der Heranziehung zu Steuern und zum Lastenausgleich. 
Es wird daher bei dem von der obersten Landesbehörde anzu- 
strebenden billigen Ausgleich gerechtfertigt sein, gegenüber einem 
im Fall der Ausfuhr möglichen höheren Verkaufserlös diese Vor- 
teile zu berücksichtigen. 
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3. In § 1 1 Abs, 3 wird das Wort „Preußens” gestrichen. 
Begründung 

Die Stellungnahme des Bundesarchivs soll sich lediglich auf solches 
Archivgut beziehen, für das das Bundesarchiv als zuständig an- 
zusehen ist. 

4. § 18 wird wie folgt neu gefaßt; 

„S 18 

Dieses Gesetz findet auf das im öffentlichen Eigentum befindliche 
national wertvolle Kulturgut und Archivgut keine Anwendung, 
soweit zu dessen Veräußerung nur oberste Landesbehörden be- 
fugt sind oder nach besonderen gesetzlichen Vorschriften die Ge- 
nehmigung einer aufsichtführenden Stelle der öffentlichen Ver- 
waltung erforderlich ist,” 

Begründung 

Ohne diese Abänderung müßte Kulturgut z. B. aus Landesmuseen 
in das „Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes” eingetragen 
werden, was schon im Hinblick darauf nicht angemessen erscheint, 
daß eine solche Eintragung von im kirchlichen oder kommunalen 
Eigentum stehenden Kulturgut nicht vorgesehen ist. 
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